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Die Ausbildung unserer Studenten muß dem Sozialismus dienen
H a n s  S i n g e r ,  Parteisekretär der Humboldt-Universität Berlin

Es hat eine Bedeutung für das Berliner Parteiaktiv, wenn wir von der Humboldt- 
Universität den Genossen versichern, daß unsere Parteiorganisation hinter den Be­
schlüssen des Zentralkomitees, hinter dem Zentralkomitee selbst und hinter dem 
Genossen Walter Ulbricht steht. Es hat auch eine bestimmte Bedeutung, wenn wir 
meinen, daß es bei der Intelligenz an der Humboldt-Universität echte Fortschritte gibt. 
Ein großer Teil von ihnen begreift bereits immer besser, daß wir in der Deutschen 
Demokratischen Republik den richtigen Weg zu Frieden, Wohlstand und Sozialismus 
gehen.

Das heißt nicht, daß es an der Humboldt-Universität keine Meinungsverschieden­
heiten, daß es nicht bis in die Reihen der Parteiorganisation hinein noch Schwankungen 
gäbe. Es gibt derer mehr als wir wünschen. Der Gegner drückt von drüben und 
dabei läßt er natürlich auch die Humboldt-Universität nicht aus. Wir haben deshalb 
gleich nach dem 35. Plenum eine Funktionärkonferenz einberufen und die Genossen 
darauf orientiert, mit Parteimitgliedern und Parteilosen über die Grundfragen unserer 
Politik im Zusamenhang mit dem 35. Plenum zu sprechen. Dort, wo es Schwankungen 
gab, mündeten diese in die Fragestellung, die typisch für kleinbürgerliches Denken ist: 
„Ja, wem soll man denn nun glauben?44 Wir haben den Genossen geantwortet: „Hier 
geht ihr bereits vom Standpunkt der Arbeiterklasse ab. Es geht doch darum, die Fragen 
klassenmäßig zu stellen: Wem nützt die Einheit der Partei, und wem nützt die Frak­
tionsmacherei, um daraus die Antwort abzuleiten: Die Einheit nützt der Arbeiter­
klasse, die Einheit nützt dem Sozialismus. Die Fraktionsmacherei dagegen schadet 
der Arbeiterklasse.“ Wir haben den Genossen weiter geantwortet: „Diskutieren wir 
doch über die Beschlüsse der 3. Parteikonferenz und über die Fragen des 30. bis 
35. Plenums. Diese Plenartagungen und ihre Beschlüsse haben die Partei auf den 
richtigen Weg der Offensive geführt, und wenn du, Genosse, das erkennst, dann hast 
du dich für das Vertrauen zum Zentralkomitee und für die Politik der Partei, die sich 
in der Praxis der letzten Jahre als richtig erwiesen hat, entschieden.“

Ich möchte in diesem Zusammenhang versuchen, euch einige Beispiele zu geben, wie 
wir in den letzten IH Jahren die Politik des Zentralkomitees und der Bezirksleitung 
der Partei an der Humboldt-Universität durchzusetzen versucht haben. Ihr wißt, daß 
die Humboldt-Universität während des faschistischen Putsches in Ungarn zum Aus­
gangspunkt konterrevolutionärer Versuche in der Deutschen Demokratischen Republik 
gemacht werden sollte. Wir haben damals durch die Hilfe des Zentralkomitees und 
der Bezirksleitung sehr rasch begriffen, daß mit der Macht nicht gespielt werden darf 
und daß ebenfalls für die Humboldt-Universität auch heute noch gilt: Wer seine Hand 
gegen die Arbeiter-und-Bauern-Macht erhebt, der hat an der Humboldt-Universität 
nichts zu suchen.

Wir haben uns im letzten halben Jahr sehr bemüht, bei den Studenten durchzusetzen, 
daß sie nicht nur Lippenbekenntnisse für den sozialistischen Aufbau abgeben, sondern 
mit der Tat beweisen, ob sie für oder gegen unseren Arbeiter-und-Bauern-Staat sind. 
Im Dezember und Januar gingen wir daran, die Mehrheit der Studenten für die Hilfe 
in der Kohle, der Energie, der Berliner volkseigenen Industrie und anderen wichtigen 
Wirtschaftszweigen zu gewinnen. Bei der Diskussion hierüber zeigte sich, wie im 
Zusammenhang mit der direkten Frage: „Gehst du in den Arbeitseinsatz oder nicht?“ 
auch gegnerische Einflüsse aufgedeckt werden konnten.

Es gibt auch heute noch feindliche Tätigkeit an der Humboldt-Universität. Wir haben 
Beweise dafür, daß der Studentenpfarrer Marquardt von der „Freien Universität“ 
unter dem Deckmantel seelsorgerischer und religiöser Tätigkeit versucht, mit unseren 
Studenten von der Humboldt-Universität Versammlungen durchzuführen, die gegen 
den sozialistischen Aufbau in der Deutschen Demokratischen Republik gerichtet sind.


